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Konsultationsverfahren zur Totalrevision der Sozialhilfeverordnung (SHV)  
– Stellungnahme der EVP 
 
Sehr geehrter Herr Regierungsrat Schnegg, 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Besten Dank für die Möglichkeit zur Stellungnahme zur Teilrevision der Sozialhilfeverordnung (SHV). 
Die EVP nimmt wie folgt Stellung zum Vorschlag: 
 
 
Allgemeine Bemerkungen 
Die EVP begrüsst, dass parallel zur Totalrevision SHG nun auch der Entwurf zur Verordnung vorliegt. 
Sie beinhaltet wichtige Ausführungsbestimmungen zu den neuen Instrumenten wie NFFS und FASR. 
Genauso wie die SHG-Revision, ist auch die SHV-Revision auf technische, organisatorische und 
finanzielle Aspekte ausgerichtet. Die EVP vermisst eine Herangehensweise, die nicht in erster Linie 
Armutsbetroffene verwaltet, sondern aus der Armut begleitet. Dafür muss u.a. umgehend die 
Überprüfung der Fallpauschalen an die Hand genommen werden. Wir stellen fest, dass im 
Verordnungsentwurf die Fallpauschalen die Werte aus dem Jahr 2024 enthalten. Wir nehmen an, 
dass das ein Irrtum ist und keine Kürzungsabsicht besteht – wenn doch, ist das zu korrigieren. Im 
Verordnungsentwurf vermissen wir diese Zielstrebigkeit. 
 
Dass zahlreiche Bestimmungen mit grossen Auswirkungen auf Armutsbetroffene, aber auch die 
Sozialdienste auf Ebene Direktionsverordnung geregelt werden soll, entspricht nicht unserem 
demokratischen Verständnis. Die Totalrevision muss zum Anlass genommen werden, 
Bestimmungen in Direktionsverordnungen auf ein Minimum zu begrenzen. 
Wir erwarten, dass die in der 2. SHG-Lesung aufgenommenen Bestimmungen zur Sozialhilfe für 
Kinder und Jugendliche, insbesondere auch für Kinder und Jugendliche in Nothilfe, in der SHV so 
konkretisiert werden, dass Armut nicht an Kinder und Jugendliche vererbt wird, sondern sie in ihrer 
Entwicklung im Hinblick auf eine Ablösung aus der Sozialhilfe unterstützt und gefördert werden. 
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Um das Versprechen zur Weiterentwicklung des Transparenzmodells in Richtung Qualität und nicht 
nur Quantität einzulösen, darf sich das Controlling nicht nur auf Zahlen und Mengen beschränken. 
 
Wir begrüssen, dass sich die Sozialhilfegesetzgebung im Kanton Bern vermehrt an den SKOS-
Richtlinien orientiert. Es muss aber eine dynamischere Übernahme erfolgen. Insbesondere der 
Grundbedarf darf nicht immer erst nach Jahren erhöht werden, wenn Druck aus dem Parlament 
kommt. 
 
Die Bestimmungen zur Einführung von NFFS begrüssen wir grundsätzlich. Im Vortrag vermissen wir 
jedoch die Transparenz zu den Kosten bzw. die Kostenteilung zwischen dem Kanton 
(Lastenausgleich) und den Gemeinden. 
 
Insgesamt stellen wir fest, dass die Verordnung wenig auf individuelle Lebensvoraussetzungen 
Rücksicht nimmt. Der Handlungsspielraum der Sozialdienste darf nicht so stark begrenzt werden, 
dass situativ bessere und längerfristig kostengünstigere Lösungen ausgeschlossen werden. 
 
 
Zu einzelnen Artikeln 
 
Art. 6 ff. Mindestanforderungen an das Fachpersonal 
Die Anforderungen an das Fachpersonal der Sozialdienste dürfen nicht aufgeweicht werden. Damit 
Menschen aus der Armut begleitet werden können und nicht einfach in der Armut verwaltet 
werden, braucht es ausgebildete Fachpersonen (Fallführung statt Fallverwaltung). Damit eine 
qualitativ hochstehende Arbeit getätigt werden kann, braucht es in Sozialdiensten mindestens 80% 
Fachpersonal. 
 
Art. 22 Zielvereinbarung 
Auf den Abschluss einer Zielvereinbarung muss auch verzichtet werden können, wenn eine 
Integration aufgrund von gesundheitlichen Einschränkungen nicht realisierbar erscheint. Daneben 
gibt es noch weitere Gründe, weshalb eine Zielvereinbarung nicht sinnvoll ist. Deshalb sollte die 
Aufzählung nicht abschliessend sein. 
 
Art 26 Bedürftigkeit 
Damit Kinder und Jugendliche wie vom Grossen Rat beschlossen, gefördert werden können, dürfen 
nicht nur grundversorgende SIL erwähnt werden. SIL müssen auch fördernden und integrierenden 
Charakter haben können. 
 
Art. 29 Schuldentilgung 
Steuernachforderungen für rückwirkend erhaltene Sozialversicherungsleistungen müssen als 
Schulden übernommen werden können, wenn damit eine Notlage verhindert werden kann und aus 
den rückwirkend erhaltenen Sozialversicherungsleistungen die Steuernachforderungen aufgrund 
der Verrechnung mit der bevorschussten, wirtschaftlichen Sozialhilfe nicht bezahlt werden können. 
 
Art. 30 Grundbedarf 
Der Grundbedarf ist ein Kernelement der Sozialhilfe. Deshalb muss hier geregelt werden, dass die 
jeweils aktuell geltenden Ansätze der SKOS übernommen werden. 
 
Art. 37 Sicherheitsleistung bei Wohnungsmieten 
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Es muss sichergestellt werden, dass die Rückzahlung nicht aus dem Grundbedarf erfolgt. Zudem 
müssen Sicherheitsleistungen – ähnlich den situationsbedingten Leistungen - in den 
Lastenausgleich fliessen können. Es ist ein falscher Ansatz, dies den Gemeinden zu belasten. 
 
Art 46 Spracherwerb 
Die EVP begrüsst, dass das erforderliche Sprachniveau auf A1 festgelegt wurde. Dies entlastet 
insbesondere Personen, die erschwerte Voraussetzungen haben, die Sprache zu erlernen. Wir 
stellen aber auch fest, dass mit Niveau A1 ein nachhaltiger, existenzsichernder Erwerb schwierig zu 
bewerkstelligen ist. Es muss deshalb möglich sein, auch über A1 hinaus den Spracherwerb zu 
fördern. 
 
Für die Berücksichtigung unserer Anliegen danken wir Ihnen im Voraus bestens. 
 
Mit freundlichen Grüssen 
 
EVP Kanton Bern 
 

  
 
 

Simone Leuenberger        Philippe Messerli 
Grossrätin, Mitglied GSoK    Co-Geschäftsführer EVP BE, Grossrat  
    
 


